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63. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (7. Zunl). 


Eröffung 10% Uhr. Am Miniſtertiſch die Miniſter Graf zu Eulenburg, 
Graf zur Lippe und v. Selchow mit vier Commiſſaren. 2 

Präsident Grabow verlieſt mehrere ſehr dringende Urlaubsgeſuche, die 
ſämmtlich bewilligt werden; ferner ein Schreiben des Hrn. Miniſters des 
nen, welcher anzeigt, daß er Sr. Maj. den König auf feiner Reife nach 

tealſund begleiten und bis zum 12. d. M. abweſend fein werde; endlich ein 
Schreiben des Juſtizminiſters mit einem Antrage der Oberſtaatsanwaltſchaft 
in Poſen, das Haus möge feine Ermächtigung zur Einleitung einer Unter ⸗ 
ſuchung gegen einen Wirth zu Mintkowo ertheilen, der bei Eintreibung der 
Grundſteuer, als man ihm ſagte, dieſe Steuer ſei vom Abgeordnetenbauſe 
Ur die Aeußerung gethan hat: „Warum machen ſolche Eſel ſolche 
eſetze?“ 

Präſident Grabow theilt ſeine perſönliche Anſicht mit, daß eine ſolche 
Aeußerung zur ſtrafrechtlichen Verfolgung nicht geeignet ſei, zumal nicht das 
jetzige, ſondern ein früheres Hus die Steuer beſchloſſen habe, die Beleidi⸗ 
gung alſo das jetzige Haus nicht treffen könne. Doch könne man die Sache 
allenfalls an die Jaſtizcommiſſion verweiſen, um den erneuerten Vorwarf 
des Juſtizminiſters abzuſchneiden, daß das Haus principiell niemals Ermäch⸗ 
3 zu Strafverfolgungen ertheile. 

Abg. v. Hoverbeck: Eigentlich dürfte gar keine Commiſſion mit der 
Sade betraut werden. Da aber der Dee des Juſtizminiſters erwacht 
ſei und man erwarten dürfe, neben dieſer kleinlichen Sache auch andere wich⸗ 
ligere Verleumdungen und Beleidigungen des Hauſes der strafrechtlichen Ver: 
folgung durch den Minifter unterbreitet zu ſehen, in dieſer Beziehung alſo 
einige Arbeit bevorſtehe, jo ſchlage er Ueberweiſung der Sache an die Com: 
rg für Geſchäftsordnung vor, die zur Zeit am wenigſten beichäf: 
tigt ſei. 

4 60 v. Unruh will Anträge, wie der vorliegende iſt, nicht unbedingt 
abgelehnt ſehen. Uebrigens komme es nicht darauf an, ob das jetzige oder 
ein früheres Haus die Steuer beſchloſſen habe, die verſchiedenen Häuſer bil 
den eine Continuſtät und das jetzige vertrete das frühere. Der Redner 
empfiehlt, daß das Haus in die Schlußberathung über die Sache 
eintrete. > 4 

Abg. v. Kirchmann für ſofortige Erledigung, man könne über die mit⸗ 

etheilte Beleidigung ohne Weiteres fortgehen, da fie nur ein Ausfluß der 

timmung ſei, welche durch die andauernden Verleumdungen der Amts⸗ 


blätter genen das Haus hervorgerufen worden. Das Haus möge den An- 
trag ablehnen. f - 5 0 5 A 
Abg. Jung: Ein Commiſſionsbericht würde geeignet fein, die Grund: 


ſätze des Hauſes in Betreff der Verfolgung von Beleidigungen vor dem 
Lande klar darzulegen. L. Napoleon fällt an der Spitze von Abenteurern in 
Frankreich ein, ihn als Urheber nimmt man bei Seſte, die Theilnehmer ſtellt 
man vor Gericht, die Geſchworenen ſprechen ſie frei, weil man den Urheber 
nicht vor Gericht ſtellen kann. Der vorliegende Fall iſt analog. Man muß 
conſtatiren, d ß man die Urheber nickt faſſen kann und deshalb auf unter⸗ 
geordnete kleine Abhänger die Wucht des Hauſes nicht fallen laſſen will. 

Abg. Wachsmuth für Verweiſung an die Geſchäftsordnungs⸗, Abg. 
Gneiſt für Verweiſung aa vie Juſtizcommiſſion, damit die Motive für die 
Beſchlüſſe des Hauſes conſtatirt werden. { 

Das Haus genehmigt die Verweiſung an die Juſtizcommiſſion. 

Der Präſident legt Mißtrauens⸗Adreſſen hiefiger conſervativer Ber? 
eine unter Heiterkeit des Hauſes auf dem Bureau nieder. 

Vor der Tagesordnung verlangt der Juſti W das Wort, um 
auf zwei Aeußerungen des Abg. Waldeck in der 59. Sitzung zurückzukommen. 
Auf die erſtere, den Prozeß des Abg. Jacoby betreffend, wolle er nicht ein⸗ 
gehen da der genannte Abgeordnete nicht anweſend ſei. Die zweite betreffe 
das Miniſterialreſcript, das dem verſtorbenen Calow bei ſeiner Einführung 
in Gleiwitz vorgeleſen worden ſei. Ein ſolches Reſcript. habe Waldeck nat 
den ſtenogr. Berichten geſagt, müſſe im Auftrage des Miniſters verleſen wor 
den ſein. „M. H., ſchließt der Juſtizminiſter, es iſt an dieſer Sache auch 
nicht ein Wort wahr. Es iſt das eine Unwahrheit.“ 

Abg. Waldeck: Was den erſten Gegenſtand betrifft, ſo habe ich aller 
dings darin geirrt, daß ich annahm, es ſei die beregte Aeußerung gegen den 
Abg. Jacoby im Plaidoyer des Ober⸗Staatsanwalts vorgekemmen, während 
dieſelbe nach der Anführung des Abg. Jacoby in einem ſchriftlichen Akten⸗ 
ftüde,- der Prozeßſchrift des Ober⸗ Staatsanwalts, enthalten iſt. M. H.! 
Dieſer Umſtand ſcheint mir doch gewiß nicht eine Berechtigung oder eine 
Milderung der von mir angeführten Thatſache zu ſein, ſondern viel eher eine 
Verſchlimmerung der Sache. (Sehr wahr! ſehr richtig!) Bei dem zweiten 
Gegenſtande hat der Juſtizminiſter vergeſſen, eine weitere Aeußerung von 
mir mitzutheilen, worin ich den hier anweſenden Abg. Teuchert als die Quelle 
desjenigen bezeichnete, was ich vorgetragen babe. Der Abg. Teuchert hat die 
Thatſache, wie er mir mitthellte, direkt aus dem Munde des früheren Abg. 
Calow gehört. Außerdem habe ich gegenwärtig eine zweite Beſtäligung er- 
halten, nämlich einen Brief des Bruders des Abg. Calow, des Rechtsanwalts 
Calow. Derſelbe, indem er mir für meine Anführungen hier im Haufe fei 
nen Dank ausſpricht, beſtätigt die Thatſache durch ein Schreiben, welches er 
von feinem Bruder erhielt, und worin ganz daſſelbe angeführt wird, nämlich 
daß ihm wirklich ein ſolches Miniſterialreſcript vorgeleſen worden ſei. (Hört! 
bber!) Das war es, was ich angeführt hatte, und ich weiß nicht, inwiefern 
der Juſtizminiſter im Stande iſt, dieſe Zeugniſſe zu widerlegen. 

Juſtizminiſter Graf zur Lippe: Ich habe aus den Anführungen des 
Abg Waldeck hervorgehoben, daß er geſagt bat, es müßte im Auftrage des 
Juſtizminiſters das und das vorgeleſen werden. (Hört!). M. H.! Ein fols 
cher Auftrag, ein ſolches Muß exiſtirt nicht (Aha! Große Unruhe l). Wenn 
eine ſolche Verſetzung ſtattfindet, fo bekommt das vorſitzende Appellations 
gerich! natürlich über die Lage der Sache Auskunft und das Appellations⸗ 
gericht hat natürlich auch über das Urtheil Kenntniß bekommen, welches gegen 
den Gerichtsdirektor Calow ergangen iſt, aber wenn die Sache in der Weiſe 
kolorirt wird, daß es heißt, es mußte im Auftrag des Juſtizminiſters ge⸗ 
ſchehen, fo lege ich dagegen Verwahrung ein und ſage es iſt nicht wahr 
(Große Unruhe.) Was den anderen Gegenſtand Betrifft, ſo will ich, um die 
Sache ein für allemal todt zu machen, hier die Erklärung abgeben, daß ich 
meine Billigung zu dem, was in dieſer Schrift des Staatsanwaltes geſtan⸗ 
den hat, nicht ertheilt habe. K 

Abg. Teuchert: Ich will hier nur konſtatiren, daß ich das, was der 
Abg. Waldeck angeführt hat, aus dem Munde des verſtorbenen Abg. Calow, 
unmittelbar nach ſeiner Einführung, erfahren habe und zwar in Gegenwart 
desjenigen Rathes, der ihn eingeführt hat (hört!). 3 war alſo wohl bes 
rechtigt, dieſe Mittheilung nicht etwa, als auf einer falſchen Auffaſſung des 
Abg. Calow beruhend, 5 betrachten; wenn dieſe Auffaſſung unrichtig ge⸗ 
weſen wäre, ſo denke ich, hätte doch der gegenwärtige Rath des Miniſtetil, 
der ihn eingeführt hat, unbedingt die Pflicht gehabt, ihn ſofort zu rectifieiren. 
(Sehr wahr!). : 

Abg. Walved: Ich lann natürlich nicht wiſſen, in wiefern der Juſliz⸗ 
Miniſter fpeciellen Auftrag zu dieſem Akte gegeben hat. Es iſt aber doch 
wohl klar, daß der Vorſitzende des Collegii das nicht gethan bätte, wenn er 
ſich nicht in Uebereinſtimmung mit dem Juſtiz⸗ Chef 5 finden geglaubt 
batte. Wäre das nicht der Fall geweſen, fo hätte doch gewiß ein ſolches 
Verfahren von Seiten des Chefs der duch die allerernſteſte Rectification 
und Rüge verdient, die ihm nur irgend zu Gebote ſteht. (Sehr wahr!) 
Abg. v. Bockum⸗Dolffs verlangt das Wort, um eine Aeußerung des 
Abg. Frentzel, die Thätigkeit des Militärs beim Brande des Regierungs⸗ 
ebäudes in Gumbinnen betreffend, dahin zu berichtigen, daß daſſelbe auf 
feine „ des Redners Anordnung, für die Rettung der Akten thätig geweſen 
ſei. Abg. Frentzel bemerkt, daß er nur Belgie was er geſehen, daß 

nämlich das Militär mit der Rettung des Privateigenthums des Herrn 
v. Maurach beſchäftigt geweſen ſei, wodurch die frühere Mittheilung des 
Vorredners, an deren Authentieltät er nicht entfernt zweifele, nicht ausge⸗ 
ſchloſſen werde. : 
Das Haus geht zur Tagesordnung über, deren erſter Gegenſtand die 
Interpellation des Abg. Motty iſt, betreffend die Entziehung der mo⸗ 
kraliſchen Qualification für den Segen Militärdienſt junger Leute im 
Oroßherzogihum Poſen, welche ſich dei dem polniſchen 
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en — 20 Der Herr Miniſter des Innern erklärt ſich bereit, ſofort zu 
antworten. 

Abg. Motty motivirt ſeine Interpellation, indem er zwei einſchlagende 
Fälle 1 Dem Sohne des Gutsbeſitzers v. Jackowski wurde vom 

berpräſidenten der Beſcheid, daß er mit Rückſicht auf die gegen ihn ſchwe⸗ 
bende Unterſuchung wegen Hochverraths und Theilnahme an der Inſur⸗ 
rection die ſür den einjährigen Militärdienſt erforderliche moraliſche Quali⸗ 
fication verloren hobe. Aehnlich iſt gegen einen Herrn v. Radonski ver⸗ 
fügt worden, in beiden Fällen mit Berufung auf die Erſatz⸗Inſtruction vom 
9. Dezember 1858. Der Ober⸗Präſident ſpricht in feinen Beſcheiden von 
„höheren Orts erlaſſenen Beſtimmungen“; es müſſen deshalb auch wohl 
ſolche Beſtimmungen erlafjen fein. Indeſſen darauf kommt es gar nicht an, 
thatſächlich ſteht das Verfahren der Behörden fell. Es fragt ſich nur, ob 
die Behörden zu einem ſolchen Verfahren geſetzlich berechtigt waren. Wenn 
ich hier vom „Geſetz“ ſpreche, ſo gebe ich dieſem Worte die weiteſte Bedeu⸗ 
tung, die es erhalten kann. Das in Betracht kommende Geſetz iſt das vom 
Jahre 1814, Auf Grund deſſelben find viele Inſtructionen erlaſſen, die 
neueſte nach Emanation der Verfaſſung im J. 1858 ohne Zuſtimmung der 
Kammern. Aber ſelbſt nach dieſen Inſteuctionen waren die Behörden zu 
einem ſolchen Verfahren nicht berechtigt. Die beiden jungen Leute beſaßen 
bereits ihre Atteſte über ihre moraliſche n dieſe Atteſte ſind 
ihnen vom Ober⸗Präſidenten abgenommen worden, ohne ihnen den Nach⸗ 
weis zu führen, daß ſie die moraliſche Qualification verloren halten. Aus 
den vorhandenen Inſtructlonen geht hervor, daß die moraliſche Qualification 
eines einjährigen Freiwilligen keine andere ſein ſoll, als die eines dreijähri⸗ 
gen Soldaten, nur daß der Erſtere noch keine Ehrenſtrafen erlitten haben 
darf. Dies find jedoch Nebengründe. Die Hauptſache iſt die Theilnahme 
der jungen Leute an der Inſurrection. Iſt ein junger Mann, der für eine 
große Idee ſein Leben einſetzt, ſo unmoraliſch, daß er die Qualification zum 
einjährigen Militärdienſt verliert, aber zum dreijährigen Soldaten noch mo⸗ 
raliſch genug iſt? Der Redner citirt mehrere andere Fälle, von denen wir 
nachſtehenden müitheilen. . i 11285 

Ein junger Mann hatte bei dem Aufflande einen Schuß in die Bruſt 
erhalten, die Kagel war zum Rücken wieder herausgekommen. Derſelbe war 
als einjähriger Freiwilliger eingetreten, hatte bereits 6 Monate in der Artillerie 
gedient, dieſelben aber natürlich nicht im Lazareth zugebracht, als er plötzlich 
feiner moraliſchen Qualification für ungiltig erkannt und nunmehr in eine 
Arbeiterabtheilung eingeftellt wurde. In dieſem Falle find, fo fügt der Redner 
hinzu, ſämmtliche geſetzliche Vorſchriften mit Füßen getreten worden; ich will 
aber dabei nicht unerwähnt laſſen, daß der Kriegsminiſter die Entlaſſung des 
jungen Mannes angeordnet hat, nachdem er 11 Mongte in der Arbeiter⸗Ab⸗ 
theilung gedient batie, Der Regierungs⸗Commiſſar hat in der Commiſſion 
erklärt, daß die Einſtellung in die Arbeſter⸗Abtheilung keine Strafe ſei. 
Allein das Gegentheil wird bewieſen durch ein Gnadengeſuch der Multer 
dieſes jungen Mannes, auf welches das General⸗Commando den Beſcheid 
erließ: daß der Sohn wegen ſeiner Betheiligung an der Inſurrection in die 
Arbeiter⸗Abtheilung eingeſtellt ſei. Alle dieſe Thatſachen deuten darauf hin, 
daß unter der verlorenen moraliſchen Qualification der Verluſt der poli⸗ 
tiſchen Onalification gemeint iſt. Politiſche Rückſichten haben eine gewiſſe 
Berechtigung, aber auch dieſe haben eine gewiſſe Grenze, und die höchſte 
politiſche Miſſion iſt keine Entſchuldigung für die unlautere Anwendung der 
Geſetze (Bravo !). 

Miniſter des Innern Graf zu Eulenburg: Ich erwidere auf die In⸗ 
terpellation Folgendes: Die königliche Staatsregierung hält die Theilnahme 
eines preußiſchen Unterthanen an einer Inſurrection, durch welche Preußen 
ſelbſt in Mitleidenſchaft gezogen wird, für unmoraliſch. Sie erachtet deshalb 
das Verfahren der Provinzialbehörden in Poſen, welches ſich in Ueberein⸗ 
ſtimmung mit den beſtehenden Geſetzen befindet, für gerechtfertigt, und kann 
1725 10 “um daſſelbe zu redreſſiren. (Der Herr Miniſter verläßt 
en Saa 

In Verbindung mit der Interpellation ſteht die Betition des Gutsbe⸗ 
ſitzers Ignatz v. Moszerenski auf Wiatrowo, welcher beantragt: 1) Es 
möge zu dem vorgelegten Geſetz⸗Entwurf über die Wehrpflicht ein Zuſatz⸗ 
Artikel aufgenommen werden, daß die zum einjährigen Freiwilligendienſt er⸗ 
ſorderte moraliſche Qualification nur ſolchen Perſonen entzogen werde, welche 
auf Grund rechtskräftiger Urtheſte zuſtändiger Gerichte mit Ehrenſtrafen be⸗ 
legt worden. 2) Falls die Militär⸗Novelle nicht zu Stande komme, möge 
der obige Antrag als eine ſelbſtſtändige Deklaration zu § 129 der Militär⸗ 
Erſatz⸗Inſtruktion vom 9. Dezember 1858 der Staatsregierung allerdringe⸗ dſt 
zur Annahme empfohlen werden. 3) Unter allen Umſtänden möge die be⸗ 
ſtimmte Erwartung ausgeſprochen werden, daß a) den preußiſchen Untertha⸗ 
nen, welche an dem Kampfe gegen Rußland in den Jahren 1863 und 1864 
Theil genommen haben oder haben ſollen, in Folge dieſer wirklichen oder 
behaupteten Theilnahme entzogene Berechtigung zum einjährigen freiwilligen 
Militärtienft, ſobald fie nicht durch rechtskräftige Erkenntniſſe zuſtändiger 
Gerichte zu Ehrenſtrafen verurtheilt find, unverzüglich wieder verliehen, auch 
die ihnen abgenommenen Berechtigungsſcheine wiederum ausgeantwortet wer⸗ 
den; b) daß die aus demſelben Grunde zum drefjährigen Dienſt in der Ar⸗ 
beiter⸗Section zu Torgau beſtimmten Soldaten Michael Nawrocki, Michael 
Sniegocki und Kamill Puffke, ſowie die ſonſtigen aus derſelben Vers 
anlaſſung mit derſelben Strafe belegten Perſonen ſofort, als zum Dienſt in 
den Regimentern unbrauchbar, entlaſſen werden. e 2 

Die Commiſſion beantragt: I. Der Antrag auf Erlaß einer Declaration 
bei Gelegenheit des Geſetzesentwurſes über die Militärpflicht, iſt durch die 
Ablehnung dieſes Geſetzentwurfes ſelbſt erledigt. 11. Der Antrag auf Erlaß 
einer beſonderen Declaration zus Erſatz⸗Inſtruelion vom 9. Dezember 1858 
ſcheint nicht angemeſſen, infofern es nicht Sache der Geſetzgebung iſt, nicht 
publicirte Verwaltungs⸗Inſtructionen zu declariren. III. Dagegen bält die 
Commiſſion den sub 3 geſtellten Antrag zur Befürwortung geeignet und 
zwar in folgender Faſſung: das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, 
den Antrag der Petition ad III. der königlichen Staatsregierung zur Berück⸗ 
ſichtigung zu überweiſen mit der Eiklärung, daß die Erlaſſe der Minifter 
des Krieges und des Innern vom 15. Juni 1863 und 9, Februar 1864 
nicht nur gegen die allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen, ſondern auch ge⸗ 
gen die Erſaß⸗Inſtruction ſelbſt verſtoßen. 

Referent iſt der Abgeordn. Dr, Gneiſt. 

Abg. Jung: Ich habe mich gegen den Commiſſions⸗Antrag einſchreiben 
laſſen, weil vie Uederweiſung an die Staatsregierung zur Abhilfe in dieſem 
Falle nur zu einem gewiſſen Kanzleiſtyl wird, der ſich mit der Wahrheit 
der Sache nicht verträgt. kann mich hier nur zu einer Reſo⸗ 
ſution im Sinne ves zweiten Alineas der Commiſſion verſteher. Die Quall⸗ 
fication zum einjährigen Freiwilligendienſt iſt jungen Leuten entzogen worden, 
weil ſie ihren Stammesbrüdern im Kampfe gegen Rußland beigeſtanden. 
Maßgebend iſt hier nur das Geſetz von 1814, welches jungen Leuten aus 
den gebildeten Ständen die Befugniß zum einjährigen Dienfte verleiht. Alles 
andere find nur unpublizirte Cabinets⸗Ordres, die als Ausführungs⸗Ordres 
im Sinne des Art. 45 der Verfaſſungs⸗Uikunde nicht gelten können. Ich 
will keine Kritik über dieſe militäriſche Geſetzgebung üben, denn ich bin kein 
Herkules, um die Ställe des Augias aus umiſten. Die beiden Miniſter be⸗ 
rufen ſich auf die nicht publizirte, ohne Mitwirkung der Kammern erlaſſene 
Erſatz⸗Inſtruction von 1858. Dieſe verlangt im 129 Zeugniß über die 
moraliſche Qualification, im $ 109 Zeugniß der ie über untadelhafte 
Führung und Moralität. Das heißt im Sinne der Miniſter: die Verwal⸗ 
kung beſtimmt, ob Jemand würdig iſt ar einjährigen Dienſt. Und dann 
ſchließen die Herren mit ihrer bekannten Logik weiter: wer gegeben hat, kann 
auch nehmen. In der That ein beruhigender Zuſtand. So ohne Recht und 
Gericht ſoll par ordre de mufti über eines der wichtigſten Rechte 1 Lage met 
werden. — Hier res tua agitur, Ein Polizei⸗Commſſſar, der alle Tage lieſt, 
wie Beamte gemaßregelt, Magiſtratsperſonen, Schiedsmänner, Auctions: 
Commiſſarien, Synagogen⸗Vorſtände, ja ſelbſt Impfungs. Aerzte nicht beſtätigt 
werden wegen ihrer politiſchen Geſinnung, warum ſoll der nicht dem Sohne 
eines liberalen Mannes ſein Zeugniß verweigern? 5 

So ge aber die Verwaltung ſelbſt die Exſatz⸗Inſtruction nicht verſtanden. 
Das polizeiliche Zeugniß ſollte nur das Vorhandenſein der bürgerlichen Ehre 
conſtatiren. Ich conſtatire alſo die Thatſachen: die beiden Miniſter haben 
gegen das Geſetz jungen Leuten die moraliſche Qualification nur deshalb 
entzogen, weil fie ihre Stammesbrüder in dem Verzweiſlungskampſe gegen 
Rußland nicht ohne Hilfe laſſen wollten. Der Sympathie ganz Europa's 


ufſtande betheiligt I für dieſe heldenmüthigen Jünglinge, welche ſicherem Verderben entgegen⸗ 
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zen Herrenſtraße Nr. 20, Außerdem ühernekmen adde Poft⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf bie Zeitung welche Sonntag und Montag 
einmal an den übrigen Tagen zweimal etſcheint. 


ſehend, hinübergegangen, um morituri patriam salutare — der antworten 
die beiden Miniſter mit Entziehung der moraliſchen Qualification. Ich 


möchte die Qualification nicht mit ihnen theilen, die Europa ſchon jetzt und 


einſt die Geſchichte ihnen dafür geben wird. — Man ſollte meinen, bier jei 
ein Mehreres nicht mehr möglich, allein in polniſchen Dingen find wir ſchon 
gewohnt, die Steigerung von Schwäche zum Fehler, vom Fehler je Schmach, 
von Schmach zu Jammer zu erleben. Die aus dem Kriege Heimgekehrten, 
die mit verſtümmelten Gliedern, der eine mit durchſchoſſener Bruſt, der an⸗ 
dere mit zerbrochenem Arme und Hand, krank, kaum geheilt, als untauglich 
von jedem Dienſt frei ſein müßten, die ſteckt man zur Strafe auf drei Jahre 
in die Arbeiter⸗Compagnie. Was iſt eine Arbeiter⸗Compagnie? Sie enthält 
Selbſtverſtümmler, ſolche, die ſich dem Dienſte böswillig entzogen und erſt 
nachträglich untauglich geworden, beſtrafte Leute nach § 110 und 113 des 
Strafgeſetzes, denen die Ebrenrechte theilweiſe aberkannt find, Sie follen 
nach der Inſtruction von 1824 Handlangerdienſte thun, Arbeitslleider tragen, 
keine Armatur, keine Parade⸗Uniform erhalten und die Koſten ihrer Ver⸗ 
pflegung fellen durch ihre Arbeit aufgebracht werden. Und das, ſagt ber 
1 die Regierung, iſt keine Strafe, ſondern eine nützliche Vetwen⸗ 
dung bei einem beſonderen Truppentheil. Es ſind dies ja lauter Leute, die 
gar nicht zu dienen brauchten, wenn ſie eben nicht zur Strafe dienten. 
ganze Compagnie iſt eine wandelnde Strafe. j 

Nachdem der Redner ausgeführt hat, daß die ganze Einrichtung der 
Arbeiter⸗Abtheilungen im Widerſpruch mit der Verfaſſung ſtehe und daß 
gegen die Polen über die Beſtimmungen der Eeſat⸗Inſtructtonen hinausge⸗ 
gangen ſei, fährt er fort: Und wozu häuften die Miniſter Unrecht auf Un⸗ 
recht? Um etwas zu verordnen, wovor das menſchliche Herz zurückſchaudert. 
Hätte ihnen ſelbſt zwingendes, klares Recht die Hände gebunden, ſie mußten die 
Gnade Sr. Moj. des Königs in dieſem Fach anrufen, in welchem das ge⸗ 
ſchriebene mit dem ewigen Recht in der menſchlichen Bruſt in Widenſtreit 
1 wäre. So aber war das Gegentheil der Fall, und außerdem wird 
der Kriegsminifter ſagen: wo iſt zwingendes Recht für mich? Wer erſchrickt 
nicht vor dieſer Willkür, der wir unſere Voͤhne anvertrauen ſollen? Wo ift 
Recht, wo ein Gericht, wo ein Staatsanwalt, den man aurufen könnte? 
Hält der Kriegsminiſter Mannſchaften nach ſeiner Vorlage 7 Jahre bei den 
Fahnen und macht von der Regel, fie nach 3 Jahren zu entlaſſen, eine 


Ausnahme, — wo iſt Rettung? Verbietet doch der kommandirende General 


allen Soldaten, auch den Söhnen der Diſſidenten, den Gottesdienſt derſelben 
zu beſuchen, als gebe es keinen Artikel 15 der Verfaſſung. Die Reg. Com⸗ 
miſſare erklären, daß die commandirenden Generale nicht unter dem Kriegs⸗ 
miniſterium ſtehen, ſondern direct von Sr. Maj. dem Könige reſſortiren und 
daß folche Dinge ſich der Cognition der Kammern entziehen. 

Und dieſes Syſtem ſollen wir noch ſtärken, ihm alle Kräfte des Landes 
auf Koſten der übrigen Etats opfern? Wahrlich der Abgeordnete, der dies 
vermag, müßte die Binde vor die Augen gebunden haben, die Themis jüngſt 
verloren hat. Der Fluch der böfen at, der Theilung Polens, hat von 
allen betheiligten Preußen am ſtärkſten heimgeſucht. Sie brachte ihm mit 
Rußlands Freundſchaft die Cartell⸗Convention, die die Türkei zurückgewieſen 
haben würde. Dieſe Freundſchaſt hat uns um den letzten Reſt des Anſehens 
und Einfluſſes in Europa gebracht, den Olmütz uns gelaffen; wir verloren 
die Sympathien durch die Einkerkerung aller Verdächtigen bei der polniſchen 
Inſurkection. Durch den ewig beklagenswerthen Hochverrathsprozeß konnten 
wir nichts mehr verlieren, wir konnten nur gewinnen, und wir gewannen 
den Haß der civilifirten Geſellſchaft. Noch dieſer Tage haben die Zeitungen 
erzählt, daß Oeſterreich und die Schweiz ihre nach Sibirien transportirten 
Staatsangehörigen reclamirt und erhalten haben. Die Zeitungen behaupten 


auch, daß auch mancher Preuße ſich in Sibirien befinde und nicht reelamirt 


werde. Ihrer Behauptung iſt nicht widerſprochen worden Ein Theil des 
Odin, s für dies Verhalten fällt auf das Volk zurück. Und doch find wir 
ein Volk voll Mitgefühl für die Freiheit der Vö ker, fo großmüthig und 
gut wie ein anderes. Aber Schamröthe bedeckt die Wangen und Zorn er⸗ 
füllt die Bruſt, daß wir eine ſolche Regierung noch immer ertragen mäſſen. 
(Lebhafter Beifall.) 

„Abg. Kantak: War das, was wir gebört haben, die Antwort eines 
Miniſters des Innern auf eine ſolche Interpellation, und dazu hat er 8 Tage 
Bedenkzeit gebraucht? Ich glaube, Sie alle werden mit mir dabei ein Ge⸗ 
fühl der Beſchämung gehabt haben! In meinem Wahlkreiſe wurde ein jun⸗ 
ger Mann von dem beregten Verfahren der Provinzialbehörde betroffen, ohne 


daß er einem Geheimbunde angehört hatte, oder an der Inſurrection bethei⸗ 


ligt war, er ſollte nur für den polniſchen Aufſtand geworben haben. Er er⸗ 
ſchien in einem Termin nicht, zu' dem er vorgeladen war, und wurde zu 
6 Monaten Gefängniß verurtheilt. Der junge Mann war zweimal bei feiner 
Geſtellung zum einjährigen Freiwilligendienſt zurückgeſtellt; als er ſich zur 
Superrevifion ſtellte, erhielt er die Weiſung, zum 1, April als einjähriger 
enge einzutreten, und als er ſich meldete, ſagte man ihm, daß er durch 

erbüßung der 6monatlichen Haft die Berechtigung zum einjährigen Dienſte 
verloren habe! Ein anderer Fall betrifft einen Gymnaſtaſten, dem fein Die 
rektor beeidet bat, daß er keiner geheimen politiſchen Verbindung angehört. 
Was iſt denn der einjährige Freiwilligendienſt? Eine Begünſtigung. Nun 
fagt die . ein Unmoraliſcher iſt dieſer Begünſtigung unwürdig, 
dagegen für den Zjährigen Dienft iſt er gut genug, für wahr ein ſchlechtes 
Compliment für die Armee. Und wie oft will man denn die Leute ſtrafen? 
Erſt werden fie unter Anklage geſtellt und beitraft, dann wird ihnen noch 
die Berechtigung zum einjährigen Dienſt entzogen. Das iſt doch zu viel für 
die Spielereien eines Gymnaſtaſten! Möchte doch einer der Herren Com⸗ 
miſſare dem Herrn Juſtizminiſter meinen Wunſch mitteilen, daß er noch 
jetzt nachträglich die Geſetzmäßigkeit des Geſchehenen prüfen möge. 

Abg. Riel: Die im Laufe der Discuſſion mitgetheilten Thatſachen be⸗ 
weiſen, daß man verſucht, unſere Wehrverfaſſung zu einer Handhabe für 
politiſche Maßregelung zu machen. (Redner berlieft das Schreiben eines 
Landwehrmannes, der als einziger Sohn gegen feine Einberufung reclamirt 
hatte, aber abgewieſen war wegen ſeines politiſchen Verhaltens). Und worin 
beſtand denn nun ſein ſchreckliches Verbrechen? Er hatte für den verehrten 
Abg. v. Vaerſt geſtimmt und die ihm vom patriotiſchen Vereine octrovirten 
Schriften zurückgewieſen. Wird der Herr Minifter auch dieſer Thatſache 
gegenüber es für Verleumdung erklären, wenn man fagt, daß die Landräthe 
nach politiſchen Motiven verfahren? Der Mann, von dem ich ſpreche, hat 
ſich beim Oberpräſidium der Provinz Brandenburg beſchwert, aber ohne Er⸗ 
felg. Auf eine zweite Beſchwerde wandte ſich daſſelde zur Verſtändigung an 
das Commando des 3. Armeecorps, und erſt dann wurde er zurüdgeftellt, 
Iſt damit nun Remedur erfolgt? Es fehlt der Rechtsſchutz gegen Beamten⸗ 
Wiulür, und was die Inſtructionen nicht leiſten, das müſſen die Interpre⸗ 
tationen hergeben. Nußzlos ſind alle Paragraphen der Verfaſſung, jo lange 


die Verwaltung nicht in ihrem Sinne geübt wird. Uns bleibt nichts übrig, 
als dies Syſtem zu kennzeichnen, bis die öffentliche Meinung es mit der 


Kraft des Nechtsbewußtſeins gerichtet und es unmöglich gemachk bat. 
2 Antrag auf Schluß der Debatte wird abgelehnt. 8 1 


Abg. Mellien: Wir haben eine Reihe von Militär⸗Inſtruckionen, 


welche als Surrogvt für das fehlende Rekrutirungsgeſetz das Geſetz vom 
3. Sept. 1814 erläutern und ergänzen. Von den Griterien, welche eine die 
moraliſche Qualification zum einjährigen Militärdienſt erläuternde Inſtruc⸗ 
tion vom Jahre 1824 auffäbrt, trifft kein einziges auf bie vorliegenden Falle 


zu. Von dieſen Anordnungen haben viele keine geſetzliche Kraft, jo die Ein⸗ 


richtung von Arbeiter⸗Abtheilungen. Eine Kategorie der letzteren iſt die der 
unſicheren Cantoniſten, in welche man die verwundeten Polen geſtellt hat. 
Wir kennen nur eine Verpflichtung zum Waffendienſt nach dem allgemeinen 
Landesgeſetz, zu einer andern Dienſtpflicht müßte ein anderes Geſetz mit der 
Landesvertretung zu Stande gebracht werden. Das Verfahren der Regie⸗ 
rung verſtößt gegen das Lande ali gegen die Inſtruction für die Militär⸗ 
Erſatzcommiſſion, gegen die Polttik und die Humanität. Laſſen Sie uns 
daher die Commiſſionsanträge möglichſt einſtimmig annehmen. 
Reg.⸗Commiſſar Major v. Hartmann: Nach den amtlichen Berichten 
des General⸗Commando's des 5. Armee⸗Corps kann ich die von dem Vers 
treter des Kriegsminiſtetiums in der Commiſſion abgegebenen Erklärungen 
dahin vervollſtändigen, daß bei den ſechs les ſind nur ſechs, nicht ſieben) in 
der Arbeiter⸗Abthellung zu Torgau befindlichen Individuen polnischer Natlo⸗ 
nalität alle die Wee gungen vorhanden find, welche die geſetzlichen Ber 
timmungen der Militär⸗Erſa ⸗Inſtruction als Criterien für die von den Ber 
rden angeordneten Maßnahmen aufſtellen. Von jenen ſechs Individuen 
nd fünf überhaupt nicht mit der Berechtigung zum einjährigen Dienft ders 
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meet, einem iſt fie wieder entzogen worden, alle aber haben nach] Gehälter nach her Anciennetät und zum vollen etatsmäßigen Betrage zu ver⸗ 
lichen Erklarung des General⸗Commando's fi wiederholt ME bös⸗ leihen r 
der Geſtellung zur Ableiſtung ihrer Militärpflicht 8 e ſind ! n 
erdem zu einem Dienſt mit der Waffe nicht fähig, wohl aber zu einem den Bezirk des Appellations⸗Gerichtshofes zu an werden ohne 
chlen Arbeitsdienſt noch brauchbar. Es ift nun in den betreffenden Pa⸗ Debatte genehmigt. Zu VIII., „Allgemeine Fonds“ hat die Commiſſion 
zagrapben der Militär⸗Erſatz⸗Inſtruction ausdrücklich angeführt, daß in die⸗ den Antrag geſtellt, Tit. 3, unvorhergeſehene Ausgaben fungen mit 8100 
en Fallen außer Geldſtrafen u. f. w. noch andere Maßnahmen, über welche rium mit 300,000 Thlr. und Tit. 4, Beſoldungs⸗Verbeſſerungen mit 8100 
eviglich die Erſatzbehörde zu entſcheiden hat, Platz geei en, darunter im § 171 Thlr.) abzuſetzen. Tit. 3 ſollte nach Beſchluß des Hauſes vom 9. Auguſt 
bie Einſtellung in die Arbeiterabtheilung. Die Regierung kann ſich daher] 1862 am Schluß der einmaligen und außerordentlichen Ausgaben als ein be⸗ 
nicht überzeugen, daß fie nicht überall auf dem Boden der geſetzlichen Be⸗ ſonderes Kapitel mit der Ueberſchrift aufgeführt werden: „Reſervefonds zu 
fiimmungen geblieben ift, und fie kann daher nur bitten, über den Antrag | unvorhergefehenen Ausgaben, über welche der Finanzminister, vorbehaltlich 
der Commiſſion zur Tagesordnung überzugehen. der nachträglichen Genehmigung der Landesvertretung, verfügen kann.“ Die 
Ein erneuerter Antrag auf Schluß der Debatte wird angenommen und a hat indeſſen für die Etats von 1863, 64 und 65 ſtets den alten 
eserhält das Wort der Berichterſtatter Abg. Gneiſt. Ich beſchränke mich auf] Titel bei ehalten. 8 n 
die kurze und durchgreifende Erklärung einzugehen, welche der Hr. Miniſter des Der Finanzminiſter v. Bodelſchwingh erſucht nur mit wenig Worten 
nern heute hier abgegeben. Dem Verhalten der königl. Staatsregierung] bei beiden Titeln das Haus, die Commiſſionsanträge abzulehnen. Das Haus 
d einfach drei Merkmale entgegenzuſtellen: 1) die Bethätigung von Muth [nimmt indeſſen dieſe Anträge mit großer Majorität an und genehmigt 
und Kampfluſt bei Aufopferung von Leben und Geſundheit, welche dem dann B, die einmaligen Ausgaben, ohne Debatte. 
Menſchen durch Geburt und Erziehung ſo tief eingeprägt ſind, daß die Be⸗ Präſident Grabow übernimmt wieder den Vorſitz. 
ſchuldigung der Immoralität dagegen nicht aufkommen kann. 2) Ein Ge⸗ Finanzminiſter v. Bodelſchwingh erbittet ſich das Wort, um noch 
waltakk ift einer fremden Regierung entgegengeſtellt, welche durch ihr hartes, einen kurzen Geſetzentwurf einzubringen (Heiterkeit), betr. den Handel im 
barbariſches Verfahren ein wehrloſes Volk zur Verzweiflung treibt und es] Umherziehen mit aufgekauften Gegenſtänden und die Aufhebung des Verbo⸗ 
mit einer Armee von 200,000 Mann bekämpft. 3) Die Handlung iſt un⸗ tes, Gewerbeſcheine zum Suchen von Beſtellungen auf Edelſteine zu erthei⸗ 
erem wie jedem europäiſchen Strafrecht fremd, weil kein Staat für die Frei⸗ len — der Miniſter verlieſt die beiden Paragraphen dieſes Geſetzentwurfs, 
elt und Sicherheit eines anderen einzutreten verpflichtet iſt. Dieſe drei Merk⸗ für welchen auf Antrag des Abg. Michaelis die Schlußberathung ange⸗ 
male können Gegenſtand politiſcher Abneigung fein, aber fie für unmoralifh | nommen wird. 
zu erklaren, das halte ich für unerlaubt. Auch der Aufſtand des Major] Nach der Tagesordnung erhält das Wort der { 
Schill wurde feiner Zeit von einigen Perſonen nicht nur -als ein übereilter Abg. Dr. Jacoby: Der Herr Juſtizminiſter hat heute beim Beginn der 
ſondern als ein unehrenhafter, unmoraliſcher bezeichnet; ich glaube, das heu-] Sitzung, als ich noch nicht anweſend war, betreffs meiner Prozeß⸗Angelegen⸗ 
fine Urtheil ftebt mit dem damaligen auf völlig gleicher Stufe (Zuſtimmung).] heit, wörtlich Folgendes erklärt: „Der Abg. Jacoby hat damals ſchon die 


Ich meine, daß man der öffentlichen Meinung nicht nur unſeres Landes, Aeußerungen des Abg. Waldeck einigermaßen rectificirt, ich würde auch dieſe 


ondern aller Länder dieſſeits der Weichſel in's Geſicht ſchlägt, wenn man | Aeußerungen des Abg. Jacoby nicht für ganz authentisch richtig erklären; da 
dieſe Art der Bethätigung des Nationalgefühls als eine unmoraliſche Hands ich denſelben aber nicht auf feinem Platze febe, fo ſehe ich mich nicht veran⸗ 
lung bezeichnet. laßt, eine Discuſſion darüber herbeizuführen.“ Ferner hat der Herr Juſtiz⸗ 

Mit einem ſolchen Urtheil greift die Verwaltung in die Heeresverfaſſung] Miniſter heute geſagt: „Ich vill, um die Sache ein⸗ für allemal todt zu 


ein, ſie trägt den Grundſatz der Mißliebigkeit in das Inſtitut des einjährigen] machen, erklären, daß ich eine feu 8g e u en ; 
eine Herren a der Herr Juſtiz⸗ 


aſſung erſchüttert wird. Die Regierung verletzt aber auch die Humanität, Miniſter nicht anweſend iſt, jo beſchränke ich mich hier lediglich auf eine 
ndem fie Verwundete zu dreijähriger Zwangsarbeit berurtheilt. Auf die Erz Mittheilung der betreffenden Aktenſtücke. Die Aeußerung des Staatsanwalts 
Härung des Herrn Reg. Commiſſars in dieſer Beziehung kommt es gar nicht] v. Moers in ſeiner Appellations⸗Rechtfertigungsſchrift lautet an den betref⸗ 
an. Es iſt nicht geſagt, worin die Entziehung bon der Geſtellung beſtand, fenden Stellen wörtlich fo: „Das, was der Angeklagte dort ſagt, iſt bei feiner 
und noch weniger die Böswilligkeit nachgewieſen. Das General⸗Commando antirovyaliſtiſchen Denkungsweiſe weiter nichts, als eine gleißneriſche Redens⸗ 
des 5. Armee⸗Corps mochte vielleicht die Beteiligung bei der Inſurrection | art (Hört! hört!), die weiter nichts bezweckt, als einen Schein zu geben, auf 
für eine Böswilligkeit gehalten haben. Die Einſtellung in die Strafabthei⸗ den man unter Umſtänden zu feiner Entſchuldigung binweijen kann.“ Und 


ee e hinein, mit deſſen Zerrüttung unfere ganze Heeresver⸗] Anwalts nicht habe eintreten laſſen.“ 


lung entſpricht für das Civilverhältniß der Einſperrung von Vagabunden in] am Schluß heißt es: „Hierzu müßten aber außerdem die Strafen der ver⸗ | & 


das Arbeitshaus, es ſteht in gar keinem Zuſammenhange mit Waffenehre übten Ehrfurchtsverletzung treten, die mit Rückſicht auf den politiſchen Cha⸗ 
und Dienſtpflicht. Die dreijährige Zwangsarbeit, ſagt die Regierung dem] rakter und die bekannte antiroyaliſtiſche Tendenz des Angeklagten nicht nie⸗ 
Betreffenden, erfolgt nur, weil du nicht militäriſch dienen kannſt und ſollſt — | drin gegriffen werden dürfen.“ er !) 
nota bene, mit Beibehaltung der National⸗Kokarde. Sie können fo einen Auf meine an den Herrn Juſtiz⸗Miniſter gerichtete Beſchwerde über dieſe 
ganzen Strafcodex einführen — salvo honore, auch die Galeerenſtrafe mit] Aeußerungen antwortete mir der Ober Staatsanwalt Adelung Folgendes: 
Beibehaltung der National⸗Kokarde. (Sehr richtig!) Es giebt für das Vers | „Auf Ihr u. 1 w. Geſuch ſehe ich mich nicht veranlaßt, den betreffenden 
fahren der Regierung gar keine Rechtfertigung, und die Anträge der Com⸗ Beamten der k. Staatsanwaltſchaft wegen der von demſelben in der Appella⸗ 
miſſion find das Minimum, das ihm entgegengeſtellt werden kann. (Lebhafter tions⸗Rechtfertigungsſchrift gebrauchten Ausdrücke eine Zurechtweiſung zugehen 
Beifall.) zu laſſen“. — Ich wendete mich darauf nochmals an den Juſtig⸗Miniſter und 
Bei der Abſtimmung werden die Anträge der Commiſſion mit erhielt von demſelben folgende Antwort: „Ew. Wohlgeboren erhalten die Ans 
allen gegen 6 St. der im Saale anweſenden Conſervativen (v. d. Heydt, lagen Ihrer Vorſtellung vom 15. d. Mts., nachdem von denſelben Kenntniß 
Gr. Strachwitz, Wantrup, Wöbke, v. Ernſthauſen und Hübner) ange⸗ genommen, beifolgend zurück.“ — Weiter nichts! (Große Heiterkeit und Un: 
nommen. E ruhe.) Zum drittenmale wandte ich mich an den Herrn Yuftiz-Minifter mit 
Der dritte Gegenſtand der Tagesordnung iſt der Bericht der Juſtizcom⸗ folgendem recommandirten Schreiben: „Ew. Excellenz haben unter dem 
miſſion über den Geſetzentwurf wegen Aufhebung des preußif chen] 24. September die Anlagen meiner Vorſtellungen vom 15. Auguſt und löten 
Landrechts vom Jahre 1721 und der Regierungs⸗Inſtruction September mit dem Bemerken zurückgeſandt, daß davon Kenntniß genommen 
für die weſtyreußiſche Regierung vom 21. September 1773 in worden. Da bis heute eine weiterer Beſcheid nicht erfolgt iſt, ſo erlaube ich 
den jetzt zur Provinz Pommern gehörenden vormals weſtpreu⸗ mir, im Intereſſe der preußiſchen Rechtspflege, aufs Neue das ergebene Ge: 
ßiſchen Landestheilen. Der Geſetzentwurf wird ohne Debatte den Vor⸗ſuch an Em, Excellenz zu richten, den Staatsanwalt v. Moers wegen feines 


Die Ausgaben für VI. Rentenbanken und VD, Depoſitenkaſſe für 92, 70. Lomb. Eiſenbahn 218, —. 


ſchlägen der Commiſſion gemäß angenommen. 


Verhaltens zurechtweiſen und falls ſolches bereits geſchehen, mich geneigteſt 


Es folgt als letzter Gegenſtand der Tagesordnung der Bericht der Com: davon in Kentniß ſetzen zu wollen.“ — Darauf erhielt ich nun ſchließlich fol: 
miſſion zur Prüfung des Staatshaushalts⸗Etats für das Jahr 1865, betr.] gendes Antwortſchreiben des Herrn Juſtiz⸗Miniſters: „Auf Ihre Vorſtellun 


die Etats: J) für die Münze, 2) für die verſchiedenen Einnah⸗ vom 8. d. Mts. gereicht 
men bei der allgemeinen Kaſſenverwaltung, 3) für das Finanz⸗ Form und 


miniſterium. 8 
Der Vicepräſident v. Unruh übernimmt den Vorſitz. 


Der Etat für die Münze wird ohne Debatte angenommen, der Etat für; meine Herren, ich 


die verſchiedenen Einnahmen bei der allgemeinen Kaſſenverwal⸗ 
tung gleichfalls ohne Debatte, aber mit dem Vorbehalt, daß die Einnahme⸗ 
titel nur vorbehaltlich der Abänderungen feſtgeſtellt werden, welche ſich nach 
der Durchberathung des ganzen Etats ergeben, da in ihnen die Schlußſumme 


zur Ausgleichung deſſelben enthalten iſt. 


Im Etat des Finanzminiſteriums hat die Commiſſion zu A. 
dauern de Ausgaben, 1) Central⸗Finanz⸗ Verwaltung, Gene 
ral⸗Verwaltung der Steuern und General⸗Staatskaſſe den 
Antrag geſtellt: „Das Haus wolle beſchließen, die Mehranſätze zu Gehalts⸗ 
erhöhungen der vortragenden Räthe in der General⸗Verwaltung der Steuern 


und in der Abtheilung für das Etats⸗ und Kaſſenweſen mit 1900, reſp. 


800 Thlr. abzuſetzen.“ — Die Commiſſion hielt dafür, daß die Gehaltsver⸗ 
beſſerungen, welche im vorigen Budget zwar bewilligt, aber da das Etats⸗ 
geſetz nicht zu Stande gekommen, nochmals zu prüfen ſeien, nur in dem 
Sinne bewilligt werden, daß ſie allen in Betracht kommenden Beamten 
gleichmäßig zufließen ſollten. Da dies nicht geſchehen, ſo müſſe ſich das 
Haus die Erfahrung, wie die Bewilligung ausgenutzt werde, zu Nutzen 
machen und, nachdem der erſte Beſchluß nicht Geſetz geworden iſt, nicht zum 
zweitenmale wiederholen. 

Abg. v. d. Heydt empfiehlt Ablehnung des Commiſſions⸗Antrages, will 
ſich aber eventuell einer Reſolution anſchließen, daß die Gehaltserhöhungen 
nicht nach Gunſt oder Ungunſt vorgenommen werden dürften. 

2 5 Reichenheim rechtfertigt den Antrag der Commiſſion mit einigen 

orten. 

Finanzminiſter v. Bodelſchwingh: Die im vorigen Jahre bewilligte 
Summe für die Räthe zweiter und dritter Klaſſe ſei auf die verſchiedenen 
Reſſorts vertheilt und bei dem letzten Etat bereits zum Anſatz gebracht wor⸗ 
den. Die Reſſortchefs hätten in dieſem Sinne verfügt. Glaube irgend ein 


Beamter mit Ungunſt behandelt zu fein, fo würde ihm die betreffende Reme⸗ 


1 


ßer Mojorität angenommen. 


ſetzen.“ — Es h 


8 Ke von Beamten, für deren Gehälter 


dur dadurch zuläßig geworden fein, daß er ſich entweder an den Reſſortchef 
mit einer Beſchwerde gewendet hätte, oder allerhöchſtenorts vorſtellig gewor⸗ 
den wäre. Ihm, dem Finanzminiſter, ſei weder nach der einen, noch nach 
der andern Richtung bin, ein ſolcher Fall bekannt geworden, und er glaube 
nicht, mit feinem Verfahren feine Befugniſſe überſchritten zu haben. 

Abg. Dr. Techow: Der Hr. Minifter vergeſſe nur, daß ein tatgeſetz 
nicht zu Stande gekommen fei, und daß folgli die Herren Reſſortchefs über 
die Gelder, die zu Gehaltsverbeſſerungen bewilligt, nicht zu verfügen gehabt 
hätten. Was dem mit Ungunſt behandelten Beamten eine Beſchwerde hel⸗ 
fen ſolle, ſei nicht einzuſehen. Das Haus finde, daß den Vorausſetzungen, 


unter denen die Gelder bewilligt worden, nicht entſprochen ſei, und habe der 


Miniſter über dieſelben verfügt, jo möge er dieſe Verantwortlichkeit zu den 
vielen andern nehmen, die er zu tragen habe. 

Nachdem der Referent, Abg. Michaelis, den Antrag der Com: 
miſſion noch einmal kurz empfohlen hat, wird dieſer Antrag mit ſehr gro⸗ 


Die Ausgaben für II. Allgemeine Wittwen⸗Verpflegungs⸗An⸗ 
ſtalt und III. F der General⸗Staatskaſſe werden ohne Debatte 
genehmigt. Zu IV. Benfionen und Competenzen hat die Commiſſion 
den Antrag geſtellt, das Wartegeld eines Polizeiraths mit 520 Thlr. abzu⸗ 
andelt ih um den bekannten Polizeirath Niederſtetter, 
früher in Poſen, zuletzt Polizei Amtmann in Danzig und als ſolcher ohne 
vor ang Disciplinar⸗Unterſuchung zur Disposition geſtellt. — Reg.⸗Com⸗ 
miflar eh. Rath Mölle ſucht die Geſetzmäßigkeit des Verfahrens der 
Regierung darzulegen, und macht außerdem geltend, daß der Niederſtetter, 
wenn er gezwungen werde, wegen verweigerter Zahlung der 520 Thlr. einen 
Prozeß gegen die Regierung anzuſtrengen, ſich eine bedeutendere Summe, 
als dieſe erſtreiten könne. — Ref. Abg. Michaelis entgegnet darauf, daß, 
wenn dem Niederſtetter das Geld vorenthalten werde, ſo bleibe allerdings 
nur übrig, das bisher ausgeſetzte Disciplinar⸗Verfahren einzuleiten, aus dem 
er eventuell mit vollem Gehalt, oder ohne jede Berechtigung hervorgehen 
könne. Jedenfalls ſei dies der correcte Weg. — Der Antrag der ee 


Ew. Wohlgeboren zum Beſcheid, daß Sie na 
. der vom 15. September datirten, hier erſt am 20. einge⸗ 
a 


gangenen, aber ſchon am 17. von der Preſſe beſprochenen Vorſtellung, einen 


weiteren Beſcheid nicht zu gewärtigen haben.“ (Hört! Große Unruhe.) Nun, 


erren füge dem allen nichts weiter hinzu. Das Haus iſt jetzt 
durch Mittheilung der Acten vollkommen in der Lage, ſelber zu urtheilen, ob 
der Juſtiz⸗Miniſter ſein Verfahren rechtfertigen kann, und ob er wirklich durch 
ſeine Erklärungen die Sache, wie er ſich ausdrückte, ein⸗ für allemal todt ge⸗ 


macht hat. (Zuſtimmung.) 
Schluß der Sitzung 2% Uhr. Nächſte Sitzung: Donnerſtag 10 Uhr. 


(Tages⸗Ordnung: Wahlprüfungen und die Etats der Militär und Marine: 
Verwaltung.) 


[Profeſſor Virchow! iſt, wie die „Elberf. Z.“ gemeldet, geſtern 
Abend von Elberfeld nach Berlin zurückgereiſt. 

[Die Kriegskoſten⸗Vorlage.] Es iſt in parlamentariſchen 
und auch in Regierungskreiſen davon die Rede, daß das Miniſterium 
geneigt ſei, auf ein Votum des Landtages über die Koſten des däni⸗ 
ſchen Krieges für die gegenwärtige Kammerſeſſton zu verzichten. Die 
über dieſen Gegenſtand den Abgeordneten gemachte Vorlage wüede die 
Regierung mithin zurückziehen, wenn ſie es nicht etwa vorziehen ſollte, 
den Schluß des Landtages ſofort nach beendeter Budgetberathung im 
Herrenhauſe eintreten zu laſſen. 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 

Dresden, 7. Juni. Heute Nachmittag findet auf Schloß Pill⸗ 
nitz zur Erinnerung an die vor 50 Jahren erfolgte Rückkehr des Kö: 
nigs Friedrich Auguſt aus der Gefangenſchaft große königliche Tafel 
ſtatt, zu welcher ſämmtliche Mitglieder der Kammern, hohe Militärs 
und Staatsbeamte und eine Anzahl dresdener Bürger, welche bei der 
Einholung im Jahre 1815 betheiligt waren, geladen worden ſind. 

Paris, 7. Juni. Der Kaifer it geſtern in Bona angekommen 
und wird zum 10. d. in Paris erwartet. 

Florenz, 7. Juni. Die „Nazione“ dementirt die Gerüchte über 
bevorſtehende Cabinetsveränderuugen und giebt Aufſchlüſſe über die Ver⸗ 
handlungen mit Rom. Der Papft erhält das Ernennungsrecht, der 
König das Präfentationsrehtz; die ernannten Biſchöfe erkennen den 
König und das Königreich an; der Papſt geſteht die Aufhebung eini⸗ 
ger Biſchofsſitze zu, die königliche Regierung wird das Recht haben, 
die Rückkehr derjenigen Biſchöfe zu verhindern, deren Wiedereinſetzung 
ihr für die öffentliche Sicherheit nicht opportun erſcheint. 

Daſſelbe Blatt glaubt ferner, daß dieſe Verpflichtungen nicht 
mittelſt ſchriftlicher Convention, ſondern mündlich eingegangen werden 
ſollen. Hr. Vegezzi iſt am 4. d. in Rom eingetroffen. 


Breslau, 8. Juni. [Wollmarkt.] Der heutige Markt 
zeigte bei ſeinem Beginn keine bemerkenswerthe Veränderung; ruhige 
Kaufluſt bei einem Preisabſchlage von durchſchnittlich 8 — 10 Thlr. ſſt 
auch heute die vorwaltende Tendenz. Bei derſelben dürften ſich die 
Räume weſentlich von Wolle lichten, zumal das geſtern bereits verkaufte 
Quantum von Vielen auf ca. 20,000 Ctr. geſchätzt wird. 


Telegraphiſche Courſe und Börfen- Nachrichten. 
Paris „7 Juni, Nachm. 3 Uhr. Die Börfe war rn und die 
Stimmung nicht animirt. 


Die Rente eröffnete ziemlich feſt zu 67, 55, wurde 
dann matter und ſchloß flau zur Notiz. Conſols von Mittags 1 Uhr waren 
90% gemeldet. Schluß ⸗Courſe: 3proz. Rente 67, 45. Ital. öproz. Rente 
66, 95. Zproz. Spanier —. Iproz. Spanier —. Oeſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗ 
Aktien 428, 75. Credit⸗Mobilier⸗Aktien 776, 25. Lomb. Eiſenbahn⸗Aktien 


miſſion auf Abſetzung des Wartegeldes für den p. p. Niederſterſtetter wird 497, 25 


angenommen. 5 
Die Ausgaben V. für Ober⸗Präſidien und Regierungen werden 


ohne Debatte genehmigt, nachdem der Abg. Hancke (Stendal), ohne bei der S 
vorgerückten Zeit der ab einen beſonderen Antrag ſtellen zu wollen, zu 


Gunſten der nichtrichterlichen Beamten empfohlen hat, bei denjenigen Kate⸗ 
| i Maximal⸗ und Minimalſätze feſtge⸗ 
ſtellt find, die etatsmäßigen Geſammtſummen, ſei es im Ganzen, oder nach 
erwaltungsbezirken, in feſte Stufen einzutheilen, und dieſe fo abgeftuften 


’ 


London, 7. Juni, Nachm. 4 Uhr. 


Sardinier 77. Mexilaner 24%, Conſols 90. Iproz. Spanier 40%, 


5proz. Ruſſen 91%. Neue R 90%, 
über —. Türk. Conſols 49. pros Verl St.- Anieibe pr, 180 67. 5 
Der Dampfer „Saxonia“ iſt mit 674,420 Doll. an Contanten aus News 
Yort in en ae = 

% Jun, Nachm. 2 Uhr. Angenehme Stimmung. Schluß⸗Courſe: 
1 7555 Metall. 70, 90. 1854er Soofe 87, 25. Bank- Alien 8018 Morbbahn 
172, —, Nat.⸗Anl. 75, 90, Credit⸗Aktien 182, 60, Staats⸗Eiſenb.⸗Aktien⸗ 


20. Galizier 208, — London 108, | 
Böhm. Weſtbahn 165, 75. Credit⸗Looſe 125, 25. 1860er e 
Neues Lotterie Anl, —. 

Beſchränktes Geſchäft. Neue 
Schluß⸗Courſe: National⸗ 


Cert. 183, 
43, 20 
Hamburg, 7. Juni. Nachm. 2% Uhr. 
Aufl. Prämien⸗Anleihe 83%, Wetter ſchön. 
Anleihe 69%. Oeſterr. ECredit⸗Aktien 84% B. Oeſterr. 1860er Looſe 85%. 
Vereinsbank 106%. Norddeutſche Bank 116%. Rheiniſche 114%. Nord⸗ 
bahn 73. Finnländ. Anleihe 84%. proc. Ver. St.⸗Anl. pr. 1862 65%, 
Disconto 2% %. 
Hamburg, 7. Juni. 
mine ruhig und unverändert. 
Termine unverändert. Ab re My 
68 angeboten, matt. Oel Oktbr. 23% — 


London, 7. Juni Getreidemarkt (Schlußbericht.) Engliſcher Weis 
zen zu Montagspreiſen verkauft, fremder vernachläſſigt. Frühjahrsgetreide 
unverändert. — Wetter ſchön. 

＋ ＋ 
Berliner Börse vom 7. Juni 1865. 
Fonds- und ed Bisenbahn-Stamm-Aotien. 
Freiw. Stagts-Anl. . 4½% 10 2. 1863 1864 Ef. 
Staats-Anl. von 1880% 106% ba B 

dito 1850, 5214 198% ba. Aschen-Düsseld..; 8½ 4%80 3 ½ 100 %½ ba. 

dito 1883 4 ! 4 bz. Aschen-Mastrich; — — 47 bz. 

dito 1854/4191101 % bz. Amsterd -Rottd. ‚| 644 | 6191904 123 ba. 

dito 1855141751101 % ba. Berg-Märkischa. 6 ide 4 135% B 

dito 1858141, 10175 br. erlin-Anbalt. .. 4 11 4 1193 ba. 

Alto 1857 4½ 101 ½ h. erlin-Görlitz. | — RE U 10 B. 

dito 1858141 101% bz. dito St.-Prior.! — | — 5 1109%, dz. u. 6 

dito 1864(4½ 101 ½% br. Berlin-Hamburg] 7% Ie 4 143 
Staats-Schuldscheine 3½ 911, ba. Berl-Potsd.-Mg. 14 16 4 1223 8. 
Präm.-Anl. von 18863 ½ 130 ba. Berlin-Stettin 8, | 84 4 138 ½ bz. (. b.) 
Berliner Stadt-Obl. 4½ 02 ba. Böbm.-Westh, 5 5 65 78 ba. u B. 
, Kur- u. Neumärk. 3 86%, bz. Breslau-Freib. ..| 7 89%, 4 142% da. 
© (Pommersche 30½ 86 dz. öln-Uinden. . %% — 13141230 8. 

E) Fogensche. . 141 — —— Gogel- Oderberg. I; % 4 60 % @. 

dito 1. — dito St.-Prior.) — — fan B. 

E dito neue.. 4 5% B. dito — — 6 92 dz. 

2 (Schlesische. . % —— aliz.Lndwigedb. 7 — 5 198% 4 % ba. 

Kur- u. Neumärk. A 97 ½ bz. Ludwigsh.-Boxb.| 8 Ba 4 149% 6. 

Pommersche. 4 %% 6. Magd.-Halberat. 22% 25 4 240 Dr. 

2 Posensche 4 96% B. Aagdb.-Loip zig. 11 170% 4 NET 8. 

5 preuss ische. . 4 116% bz Mainz-Lndwigehl 7 7 4 120% n. 

$ )Westph.u. Rhein. 4 '97%, 8 Lecklenburger. „| A 2 14 a etw.bz.u.G, 

2 Sächsisch A 98% ER Keisse-Brieger. . # Kg 4 90 De. 

Schlesische la 198% B. 6 5 ' 10 1 2 

Lonis@’or 111½ C. [Osst.Ekn. 93% br Gd rige 3% J . 

Goläkronen 9. 94 ba|Poln.Bkn. — — seis Wil 1016 10 * 5 ii, bn. 
Ausländische Fonds dio" B. 1085 10 2 1624 ba. 

O gere Metalliquenis 60 br. . dito. 0... 1200.10, MMiplLFLEe 

g Fr Dastr.-Fr. gt. B. 5 — 15 [113% 144113%, 62, 

dito Nat,-Aul. % 20% ha. v. 8. Host. ddl. StB. 8 18 s 1387034 

dito Lott-A. v. 60% 86 ½ 4% bau 6 Aachen; * br. 

| * Oppeln-Tarn. 2a 3½ 4 5% B, 

dito dito 64— 42 bz. u. B heinische 6 — 1 118 5 

alto Sager Pr. -A. 82 5. dito Stamm. Fr. 6 TE AT Ar 

dito Kisenb.-L.. . — 1773 bx. Rhofn-Nahebahn!| — — |4 35 2. 
Ital.neueöproc, An l. 5 6 ½ bz. chr. Crf. K. Gldb. 8 15 be. 

Russ Engl. Anl. 18623 |91%% br. ien ze 113 4. 
a e e e I re a e 

o Poln. Sch.-Obl. 74 Yer.Ap.hz Wiss > 2 
bol. Pfandbr III. Ein. 4 16 7½ ba u. G Warschau- Wien. — — 5 60% og. 
Pan Obl. a ” 4, 90½ bz. u. B 

ito a 5 1924, 6. 

Kurhess. 40 Thir.Ob1.— 53 fl. Bexk- und Iadustrie-Parlere. 

Baden. 35 Fl. Loose.'— 30 ½ etw. bz. Ngrl. N 

Amerikan. St-Anl. - 11% 4 72% 32 er 5 "ao = — 85 

F = rer Bank...! 64 Ab 1465, etw. be 
7 8 

Eisenbahn-Prioritäts-Aotion. arms. Zetteh. 90 38 j4 4 
Berg.-Markieche . 4% 010 be. $eraer Bank. 1 8 

dito II. 410 B. Gothaer „ 7 
dito IV. 4/100 &. Hannoversche B. ih 

dito III. v. St.3½. 3% 2% bz. Hamb. Nordd. B.] 68 22 
Cölr- Minden. 47101 Vereing-B. 61% % 

an a 14 4 8 Königsberger B. 3% 6% 

. £ 
dito H 192% 6 Mag ae K. 2 1 
alto 4% le de De 9 
dito .) "ac de Preuss. Bank.-A.]7 10 
008. Oderb. (WI) J 00 5 hüringer bank] 4 % fig 10; 
ito II. Em. . 4½½%0 B. Weimar 5½% 7 
x Ludwigsd. 45 88 ½ 6. — 
Niederschl.-Nüärk. . 4 86 ½ oz. 
dito oonv 4 967% er vn een 8 8 
dito III 4 194 ba. nende 8 
dito Vaio 6. Darmstädter „,ꝗ 8% | 6 
Niederschl. Zweigb., 1 en a 
itt. ©, 5 102 @ Disc.-Com.-Ant, J 6 f 
jberanhlen. A. ( 4 Genfer Credb. A1 J 

e R. ee, ni & 1 = 

no C. . 118 K. ee 

dito P. 04 öl 6. N 

dito — 3 5 1. Schl. Bank. V. 4 

Ae 4% 01% 8 N 61% 

Oest. Franz. 3 236 ½ bz 22 

Oost. südl. 8t.- W... 3 1245 bz, Minerva. . | En 
Rhein. v. St. gar. . . 4% 0% G. br. v. Eisenbbfd.] 8 Bi 
Khein-Nahe-B. gar 4% 0% bz Schles, Fe nerv. 8 


a Breslan, 8. Juni. Wind: Nord⸗Weſt. Wetter: kühl, unfreundlich · 

Thermometer Früh 12 Grad Wärme. Bei luſtloſer Stimmung blieb der 
Geſchäſtsverkehr am heutigen Markte beſchränkt, Preiſe ohne Aenderung. 
„ Meizen 8 umgeſetzt, pr, 84 Pfund welze bruchfreie Waare 
62.68 Sgr., wenig erbrochene 54 — 60 Sgr., erwachſene 50 — 52 Sgr., 
gelbe beuchfreie Waare 54 60 Sgr., wenig erbrochene 50 —56 Sgr., erwach⸗ 
ſene 46—49 Sgr., ſeinſte Sorte über Notiz bezahlt. — Roggen ohne ber 
merkenswertbe Aenderung, pr. 54 Pfd. 44—45 bel feinſte Sorte 46 Sgr. und 
darüber bezahlt. — Gerſte flau, pr. 74 Pfd. weiße 37—38 Sgr., belle 32— 
34 Sgr., gelbe 30-31 Sgr. — Hafer ruhig, pr. 50 Pfund 27—29— 
30 Sgr. — Erbſen behauptet. — Wicken angeboten, 59—60—62 Sgr. 
— Oelſaaten ohne ms — Lupinen wenig zugeführt. — 


1 Schleſiſck e 
Bohnen in feiner Waare ſehr geſucht. — S i 
— re ſehr gefragt, 58 bis 60 Sc. br. ig. e 
Sgr. pr. chf. Sgr. pr. Schff. 
Weißer Weizen, alter 60—65—74 Crbſen 6065 — 
i 7 neuer 59 —64 Biden DE . 9890 —91 
Gelber Weizen, alter 60 6469 Lupinen —. 4580-75 
5 5 neuer 55 60 Bohnen 70 80 92 
1 le Weizen 8 5 53 Sgr. pr. Sack d 150 Pfd. Brutto. 
. 45 46 Lei _ 
Gerſteeee 31-- 33-28 Ang Aar e 
FCC 2629 31 Winter⸗Rübſen — 


1619 Thlr., mittle 21—23 lr, 


Rohes Rübbl pr. Ctr. loco 155 Fire Juni 14 
0 . loco r. un lr. * 
14 Thlr. — Spiritus pr. 100 Quart & 80 % Tr ber 1% N. 


pi 
Herbit 14% Thlr. 


Das geſtern erfolgte Ableben unſers vielgeliebten Gatten, Bruders 
Schwagers und Onkels, des Kaufmanns H. Ba en w 2 
betrübt ſtatt jeder beſonderen Meldung binn ig berger, beg te le 

Breslau, den 8. Juni 1865. Die Hinterbliebenen. 

Die Beerdigung findet Freitag Nachmittag 3 Uhr ftatt. 

Trauerhaus: Kleinburger⸗Chauſſee Nr. 6. [6943] 


Eichenpark zu Pöpelwitz. 
Heute Donnerſtag großes Concert von der Kapelle des 
Küraſſier⸗Regts. Nr. 1 (Prinz Friedrich von Preußen) zunter Leitung 
Dirigenten Herrn Grube. 
Anfang 4 Uhr. Entrée à Perſon 1 Sgr. 16407 


Den Commis Iſae Krebs habe ich heute aus meinem Ges 


ſchleſiſchen 


ſchäft entlaſſen und bitte meine geehrten Kunden, an ihn keine Zah⸗ 


lungen zu leiſten, da ich für nichts aufkomme. 
16944] A. Mendelsſohn, Hintermarkt Nr. 2. 


Schmiedebrücke Nr. 51 ſtehen wahrend des Wollmarkts 8 


gante Wagenpferde zum Verkauf. 


Verantwortlicher Redacteur: Dr, 
Drug ven Grab, Barth und Cen. dib. Seid 
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